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Die Energiewende gelingt nur mit den  
energieintensiven Industrien
Stand und Perspektiven der energieintensiven Industrien in Deutschland

Energiekosten sind ein wichtiger Wettbewerbs- und Standortfaktor. Dies gilt insbesondere für die energieintensiven Indus­
trien. Die energieintensiven Industrien sind ein bedeutsamer Bestandteil industrieller Wertschöpfungsketten in Deutsch­
land. Sie liefern Grundstoffe für viele Produkte, u. a. auch für die Umsetzung der Energiewende. Um ehrgeizige energie-, 
klima- und umweltpolitische Ziele zu erreichen, ohne zugleich die Wettbewerbsfähigkeit der energieintensiven Industrien 
am Standort Deutschland zu gefährden, sind international wettbewerbsfähige Energiepreise eine wichtige Voraussetzung.

Energieintensive Industrien – Was steckt 
dahinter?

In den öffentlichen Diskussionen zur Energiewende fällt 
häufig auch der Begriff der energieintensiven Industrien. 
Zu den energieintensiven Industrien gehören solche Sek
toren, deren Produktionsprozesse einen hohen Energie
einsatz erfordern. Dazu zählen Sektoren wie Baustoffe, 
Chemie, Glas, Nichteisen-Metalle, Papier und Stahl. 
Allerdings gibt es keine abschließende Definition der 
energieintensiven Industrien (siehe Kasten). Zu beach-
ten ist außerdem, dass energieintensiv sowohl strom
intensiv als auch brennstoffintensiv bedeuten kann.

Die energieintensiven Industrien machen einen wesent
lichen Teil des verarbeitenden Gewerbes in Deutsch-
land aus. Der Anteil der energieintensiven Sektoren 
Baustoffe, Chemie, Glas, Nichteisen-Metalle, Papier 
und Stahl an der gesamten Bruttowertschöpfung des 

verarbeitenden Gewerbes liegt bei etwa 18 Prozent. In 
diesen Sektoren sind rund 800.000 Mitarbeiter beschäf-
tigt. Das sind rund 14 Prozent der Beschäftigten des 
verarbeitenden Gewerbes. Die energieintensiven In
dustrien stellen somit einen wichtigen Arbeitgeber in 
Deutschland dar.

Sie liefern Grundstoffe für Produkte unseres täglichen 
Gebrauchs: 

→→ das Papier, auf dem Zeitungen und Bücher gedruckt 
werden,

→→ den Zement und Beton, die Stahlträger und die 
Fenster, mit denen Häuser gebaut werden,

→→ Glasfaserkabel, Flüssigkristalle (LCD), Flach-Glas-
Panele für TV-Geräte, Monitore und Notebooks für 
die heutigen Kommunikationstechnologien. 
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Definition energieintensive Industrien

Der Begriff der energieintensiven Industrien ist in 
vielen Regelungen enthalten, eine abschließende 
und allgemeingültige Definition gibt es allerdings 
nicht. Ein Kriterium, das häufig herangezogen wird, 
um energieintensive Industrien zu identifizieren, 
ist der Anteil der Energiekosten an der Bruttowert-
schöpfung oder am Produktionswert. So wird in 
der Energiesteuerrichtlinie der EU ein energieinten
siver Betrieb als eine Betriebseinheit definiert, bei 
der sich entweder die Energie- und Strombeschaf
fungskosten auf mindestens 3,0 Prozent des Pro-
duktionswertes belaufen oder die zu entrichtende 
nationale Energiesteuer mindestens 0,5 Prozent 
des Mehrwertes beträgt. Innerhalb der Besonderen 
Ausgleichsregelung der §§ 40 ff. EEG werden Un
ternehmen als stromintensiv bezeichnet, wenn der 
Anteil der Stromkosten an der Bruttowertschöp-
fung über 14 Prozent liegt. Diese Beispiele zeigen, 
dass je nachdem welche Kriterien angewandt wer-
den, unterschiedliche Sektoren und unterschied
liche Unternehmen unter den Begriff der energie
intensiven Industrien fallen.

Die energieintensiven Industrien sind zudem wichtige 
Zulieferer für die deutsche Automobilindustrie. Ein 
Auto benötigt u. a. hochfeste Stähle für das Fahrwerk 
und die Karosserie, Messing für die Motoren, Kautschuk 
für die Reifen und Flachglas für Scheiben, Scheinwer-
fer und Spiegel.

Auch für die Gewinnung erneuerbarer Energien sind 
die Grundstoffe der energieintensiven Industrien zen
tral (siehe Abbildung 1). Für den Ringgenerator eines 
Windrads werden etwa alleine 200 km Kupferdraht be
nötigt. Aus der Chemie- und der Glasindustrie kommen 
die glasfaser- und karbonfaserverstärkten Kunststoffe 
für die Rotoren. Für das Fundament und die Türme 
werden Stahl und Beton benötigt. Ganz ähnlich sieht 
es für die Produktion von Photovoltaikanlagen aus.

Ohne die energieintensive Industrie gelingt 
die Energiewende nicht

Dies zeigt, dass der Ausbau der erneuerbaren Energien 
nur dann wirtschaftsverträglich vorangetrieben werden 
kann, wenn gleichzeitig der Erhalt der Wettbewerbs
fähigkeit der energieintensiven Industrien in Deutsch-

Abbildung 1: Die energieintensiven Industrien – Beiträge zur Windenergie

Quelle: EID (2012)
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land sichergestellt ist. Zum einen sind die Energieinten-
siven wichtiger Bestandteil der Wertschöpfungsketten 
in Deutschland. Von ihnen geht bedeutende Innova
tionskraft aus – auch gerade im Hinblick auf energie
effizientere Materialien. Beispielsweise könnte nach An
gaben des Bundesverbands Glasindustrie in Europa eine 
Minderung von 100 Mio. Tonnen CO2-Emissionen jähr
lich durch den Einbau von energieeffizientem Glas in 
Gebäuden erreicht werden. Zum anderen liefern die 
energieintensiven Industrien wichtige Grundstoffe für 
die Erzeugung erneuerbarer Energien und umwelt-
freundlicher Produkte. Die Wirtschaftsvereinigung 
Metalle gibt an, dass für ein Elektroauto mit durch-
schnittlicher Lithium-Ionen-Batterie gegenüber einem 
Fahrzeug mit Verbrennungsmotor pro Fahrzeug 60 kg 
mehr Kupfer, 50 kg mehr Aluminium, 20 kg mehr Stahl 
und 10 kg mehr Nickel benötigt werden. Dies illus
triert: Ohne die energieintensive Industrie gelingen die 
Energiewende und der Umbau zu einer kohlenstoffär-
meren Wirtschaft nicht.

Auswirkungen der Energie- und Klimapolitik 
auf die energieintensiven Industrien

Die Energiewende mit dem verstärkten Ausbau der er
neuerbaren Energien hat neue Absatzmärkte für die 
energieintensiven Industrien geschaffen. Allein für 
eine 5 MW Offshore-Windkraftanlage werden beispiels
weise rund 30 Tonnen Kupfer inklusive der Landkabel 
benötigt.

Zugleich werden die Kosten der Förderung des Ausbaus 
erneuerbarer Energien auf die deutschen Stromver-
braucher umgelegt und belasten somit auch die ener-
gieintensiven Industrien. Vor allem die EEG-Umlage, 
neben anderen politisch bedingten Belastungen, sorgt 
dafür, dass Industriestrompreise in Deutschland über 
dem europäischen Durchschnitt liegen (Abbildung 2). 

Auch der EU-Emissionshandel führt zu einem Anstieg 
der Strompreise, da Energieerzeuger die Kosten für CO2-
Emissionszertifikate auf den Strompreis überwälzen. Ent
sprechende Kosten fallen in Drittstaaten nicht an.

2012 lag der durchschnittliche Industriestrompreis in 
Deutschland für einen Jahresverbrauch zwischen 20 und 
70 GWh bei 10,45 Cent/kWh ohne Umsatzsteuer (mit 

Umsatzsteuer 14,27 Cent/kWh). Damit hat Deutschland 
den siebthöchsten Industriestrompreis innerhalb der 
28 EU-Mitgliedstaaten. Teurer ist der Industriestrom 
im EU-internen Vergleich nur in Zypern, Malta, Italien, 
Litauen, der Slowakei und Ungarn. Einige besonders 
stromintensive Industrien haben einen Jahresverbrauch 
von über 100 GWh. Für diese Gruppe von Abnehmern 
ist ein länderübergreifender Vergleich aufgrund der 
Datenlage nur schwer möglich.

Der deutsche Industriestrom ist etwa 50 Prozent teurer 
als Industriestrom in Frankreich. Dabei ist zu betonen, 
dass sich 2012 durch politisch bedingte Belastungen, 
wie zum Beispiel die EEG-Umlage und die Stromsteuer, 
der Strompreis für Industriekunden um ein Drittel 
verteuert hat. Um Wettbewerbsverzerrungen zu verhin
dern, sind Begrenzungen der Belastungen für energie
intensive Unternehmen notwendig (siehe Abbildung 2).

Energiekosten sind ein wichtiger Faktor für die Wett-
bewerbsfähigkeit. Hinsichtlich des Strompreises sieht 
sich die Industrie in Deutschland einem deutlichen 
Wettbewerbsnachteil im Vergleich zu ausländischen 
Unternehmen gegenüber, dies gilt sowohl EU-intern 
als auch im Vergleich zu vielen industriell geprägten 
Drittstaaten und den Schwellenländern. Industrie-
strompreise in Deutschland sind im Durchschnitt etwa 
doppelt so hoch wie in den USA. Angesichts der Förde-
rung von Schiefergas in den USA wird diese Spreizung 
in Zukunft eher noch zunehmen. Dies hat sowohl Aus-
wirkungen auf mögliche Exporte ins inner- und außer-
europäische Ausland als auch auf den Absatz im Inland 
durch relativ stärker werdende Importkonkurrenz. 

Hinzu kommt die Unsicherheit über die Entwicklung 
der Energiekosten, insbesondere der politisch beding-
ten Bestandteile der Energiepreise. Seit 2010 hat sich 
die EEG-Umlage mehr als verdoppelt (von 2,047 Cent/
kWh auf 5,277 Cent/kWh). Damit Deutschland als 
Industriestandort weiterhin attraktiv bleibt – auch für 
energieintensive Industrien – muss auch die Wettbe-
werbsfähigkeit der Energiepreise im Fokus der Ener-
giewende stehen.

Erste Auswirkung von im internationalen Vergleich zu 
hohen Energiekosten ist bereits ein Prozess schleichen-
der Desinvestition der energieintensiven Industrien, 
wie eine Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft 
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Quelle: Eurostat, eigene Darstellung

Abbildung 2: Vergleich der Industriestrompreise innerhalb Europas (Verbrauch zwischen 20 und 70 GWh/a)
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zeigt.1 

1	 Institut der deutschen Wirtschaft (2013), „Folgen der Energiewende für die Industrie“, IW Positionen Nr. 58.

Seit dem Jahr 2000 ist es in den energieintensi-
ven Industrien kaum zu einem Ersatz der Abschrei-
bungen durch Neuinvestitionen gekommen. Hinzu 

kommen zahlreiche Beispiele von Unternehmen, die 
sich vor allem aufgrund der Energiekosten gegen 
Deutschland als Standort für neue Investitionen ent-
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Abbildung 3: Entwicklung der Produktion von Stahl und Aluminium in Europa und weltweit (in Tausend Tonnen)

Quelle: World Steel Association, World Aluminium, eigene Darstellung
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scheiden. So hat das Unternehmen SGL Carbon ein 
neues Karbonfaserwerk in den USA gebaut statt in 
Deutschland, da es dort Strom für zwei Cent/kWh be
ziehen kann im Vergleich zu etwa zehn Cent/kWh in 
Deutschland. Ein weiteres Beispiel für ausbleibende 
Investitionen eines stromintensiven Unternehmens ist 
das Unternehmen basi Schöberl, das Trockeneis her-
stellt. Der Bau eines neuen Werks bei Karlsruhe wurde 
vorerst gestoppt. Das Unternehmen besitzt bereits ein 
Werk in Frankreich, wo der Strom um etwa zwei Drit-
tel günstiger ist als in Deutschland.

Daten zu Produktionsvolumina von Stahl und Alumi-
nium zeigen ebenfalls, dass trotz steigender weltweiter 
Produktion Europa zurückfällt (siehe Abbildung 3).  
Die Produktion von Stahl ist zwischen 2003 und 2012 
in Europa um etwa zwölf Prozent gefallen, wohinge-
gen die weltweite Produktion um 56 Prozent gestiegen 
ist. Für die Produktion von Aluminium zeigt sich ein 
ähnliches Bild. Dort ist die Produktion in Westeuropa 
um etwa sechs Prozent seit 2003 zurückgegangen. 
Gleichzeitig ist die weltweite Produktion um etwa  
63 Prozent gestiegen.

Energieintensive Industrien wichtiger 
Bestandteil der Wertschöpfungsketten

Stilllegungs- und Abwanderungstendenzen der energie
intensiven Industrien bedeuten nicht nur eine Gefähr-
dung der rund 800.000 Arbeitsplätze, sondern sie be
drohen ganze Wertschöpfungsketten. Nach einer 
Studie der Fraunhofer Gesellschaft (2003) induziert in 
der chemischen Industrie jeder Arbeitsplatz weitere 
1,63 Arbeitsplätze in der Forschung, in vor- und nach-
gelagerten Sektoren sowie im Dienstleistungsbereich. 
Nimmt man diesen Beschäftigungseffekt für die ener-
gieintensiven Industriesektoren insgesamt an, wären 
rund 2,2 Millionen Arbeitsplätze direkt oder indirekt 
von diesen Industrien abhängig. 

In Deutschland spielen integrierte industrielle Wert-
schöpfungsketten eine große Rolle. Laut einer Studie der 
IW Consult GmbH (2012) liegt der Anteil der Brutto-
wertschöpfung des Industrie-Dienstleistungs-Verbunds 
an der gesamten Bruttowertschöpfung in Deutschland 
bei fast 31 Prozent.2 

2	� Institut der deutschen Wirtschaft Köln Consult GmbH (2012), „Wertschöpfungsketten und Netzwerkstrukturen in der deutschen Industrie – welche  
Veränderungen sind zu erwarten?“, Endbericht der IW Consult GmbH im Auftrag der Verbände VCI, VDMA und WV Stahl.

Dabei wird die Bruttowertschöp-
fung der Industrie und der industrienahen Dienstleis-
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tungen, wie Ingenieur- und Logistikdienstleistungen, 
berücksichtigt. Innerhalb dieser Wertschöpfungsketten 
spielen die energieintensiven Unternehmen eine wich-
tige Rolle. So erbringen sie wichtige Innovationsleis-
tungen für das gesamte verarbeitende Gewerbe. Laut 
IW Consult profitieren rund 70 Prozent des verarbei-
tenden Gewerbes von der Innovationskraft energiein-
tensiver Unternehmen, insbesondere in den Themen-
feldern „Neue Werkstoffe“, „Materialeffizienz“ und 
„Energieeffizienz“.

Entlastungen der energieintensiven 
Industrien sind notwendig

Damit die energieintensiven Industrien trotz der hohen 
Belastungen durch Klima-, Umwelt- und Energiepolitik 
im EU-internen und im internationalen Wettbewerb 
bestehen können, sind Begrenzungen der Belastungen 
notwendig. Dies dient dem Erhalt von Arbeitsplätzen 
in Deutschland und der Sicherung von Innovations-
netzwerken einerseits und dem Klima- und Umwelt-
schutz andererseits.

Durch Unternehmensverlagerungen in andere Länder 
mit einer weniger ambitionierten Klimaschutz- und 
Umweltpolitik ist dem globalen Klima und der Umwelt 
nicht gedient. Dies wird auch von der EU-Kommission 
im Rahmen des europäischen Emissionshandelssys-
tems berücksichtigt (so genanntes Carbon Leakage). 
Seit Beginn der dritten Handelsperiode wird ein großer 
Teil der Emissionszertifikate durch Versteigerungen 
vergeben. Unternehmen, deren Kosten des Kaufs der 
Zertifikate einen wesentlichen Teil der Bruttowert-
schöpfung ausmachen und die sich im internationalen 
Wettbewerb befinden, können diese Kosten nicht ein-
preisen und haben daher einen Wettbewerbsnachteil 
gegenüber außereuropäischen Konkurrenten. Um Ver-
lagerungen zu vermeiden, bekommen diese Unterneh-
men kostenlose Zuteilungen. Allerdings erhalten die 
Unternehmen nur eine von der Kommission festgeleg-
te Menge von Zertifikaten kostenfrei zugeteilt, die sich 
an den effizientesten Technologien orientiert. Emittie-
ren sie mehr, müssen die Unternehmen Zertifikate 
zukaufen. Die Kalkindustrie geht zum Beispiel davon 
aus, dass sie in der dritten Handelsperiode im Durch-
schnitt 20 Prozent der Emissionsberechtigungen zu
kaufen muss.

Zudem ergeben sich indirekte Kosten aus dem europä-
ischen Emissionshandel. Die Unternehmen der Energie
wirtschaft wälzen die Kosten für ihre CO2-Emissions
zertifikate auf den Strompreis über. Ab 2013 können 
Unternehmen aus 13 Sektoren und sieben Teilsektoren, 
die aufgrund ihrer Stromintensität und ihrer Stellung 
im internationalen Wettbewerb einer Verlagerungsge-
fahr ausgesetzt sind, deshalb eine teilweise Kompensa-
tion des emissionshandelsbedingten Anteils ihrer 
Stromkosten erhalten. Die deutsche Richtlinie hierzu 
wurde im Juli von der Kommission genehmigt. Die Kom
pensation kann ab 01. Januar 2014 beantragt werden.

Die Kosten der Förderung der erneuerbaren Energien 
werden in Deutschland durch die EEG-Umlage auf die 
Stromverbraucher umgelegt. 2012 machte die EEG-
Umlage mit 3,59 Cent/kWh rund ein Drittel des 
gesamten Industriestrompreises bei einem Jahresver-
brauch von 20 bis 70 GWh pro Unternehmen aus. Durch 
den Anstieg der EEG-Umlage auf 5,28 Cent/kWh liegt 
der Anteil für 2013 wesentlich höher. Mit dieser natio-
nalen Zusatzbelastung können stromintensive Unter-
nehmen, die im EU-internen oder internationalen 
Wettbewerb stehen, einen wirtschaftlichen Betrieb 
nicht aufrechterhalten. Daher wird für die strominten-
siven Unternehmen im Rahmen der Besonderen Aus-
gleichsregelung die zu zahlende EEG-Umlage begrenzt 
(§§ 40 ff. EEG). Für besonders stromintensive Unter-
nehmen, beispielsweise aus der Aluminiumindustrie, 
kommt es schon auf Zehntel-Cent- Beträge pro kWh 
an, ob eine Anlage noch wirtschaftlich betrieben wer-
den kann.
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Kontakt: Dr. Martina Engemann
Referat: Klimaschutz und internationale Umwelt-
schutzpolitik

Bereits unter Berücksichtigung dieser Begrenzung zah-
len die Unternehmen der energieintensiven Industrien 
nach Angaben des Verbands der energieintensiven In
dustrien immer noch rd. 1,6 Milliarden Euro EEG-Um-
lage im Jahr 2013; es handelt sich also nur um eine 
Teil-Entlastung. Gäbe es die Besondere Ausgleichsrege-
lung nicht und müssten die Unternehmen die volle 
Umlage von 5,28 Cent/kWh zahlen, würde ihre Belas-
tung auf rund 4,8 Milliarden Euro im Jahr 2013 steigen. 
Dies würde in einzelnen Unternehmen einer zusätzli-
chen Belastung von 70.000 Euro pro Arbeitsplatz ent-
sprechen, was negative Arbeitsplatzeffekte zur Folge 
hätte und auch alle mit diesen Branchen verbundenen 
Unternehmen zu spüren bekämen. Daher wird es wich
tig sein, den Anstieg der Stromkosten insgesamt zu 
bremsen. Ohne die Begrenzung der EEG-Umlage für 
energieintensive Unternehmen würde die EEG-Umla-
ge im Jahr 2013 lediglich um rund 1 Cent/kWh sinken. 
Für einen Haushalt mit einem durchschnittlichen jähr-
lichen Stromverbrauch von 3.500 kWh würde dies eine 
Entlastung von 35 Euro im Jahr bedeuten.

Zusammenfassung

Die energieintensiven Industrien sind ein wichtiger 
Bestandteil der industriellen Wertschöpfungsketten in 
Deutschland. Die Energieintensiven liefern Grundstof-
fe für viele Produkte des alltäglichen Gebrauchs, für 
Produkte/Anlagen zur Gewinnung von Strom aus er
neuerbaren Energien sowie wichtige Innovationen für 
neue, energieeffiziente Werkstoffe. Ehrgeizige energie-, 
klima- und umweltpolitische Ziele, ohne die Gefähr-
dung der Wettbewerbsfähigkeit der energieintensiven 
Industrien und ihrer Arbeitsplätze in Deutschland, 
können wirtschaftsverträglich nur erreicht werden, 
wenn die politisch bedingten zusätzlichen Belastungen 
in der Summe derart begrenzt werden, dass sich die 
Energiepreise dauerhaft auf einem international wett-
bewerbsfähigen Niveau bewegen.
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